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THEMA: EUROPAWAHL 2019

Wahlprogramme in freiberuflicher Lesart

Freie Berufe Nicht benannt Nicht benannt Nicht benannt Nicht benannt Im Kapitel „Ein Europa der wirtschaftlichen 
Stärke“ ist eine Passage für „Freie Berufe und 
Selbstständige in Europa“ eingearbeitet: Bei 
Freien Berufen haben sich in den Mitgliedstaa
ten „unterschiedliche Systeme von Leistungs
erbringung, Selbstverwaltung und Selbstkont
rolle herausgebildet. Diese Unterschiede gilt 
es bei Rechtsakten der EU zu berücksichti
gen.“

Im Kapitel „Subsidiarität in der Gesundheits
politik bewahren“ heißt es, die Rechtsstellung 
der Freien Berufe sei zu bewahren.

Europa Europa ist vom Subsidiaritätsprinzip geleitet • 
Bei Verletzung der Prinzipien der Subsidiarität 
und der Verhältnismäßigkeit Möglichkeit der 
Rüge ausbauen • Initiativrecht des EP • Ver
tiefung vor Erweiterung • Unabhängiger Exper
tenrat soll Freiheit und Rechtsstaatlichkeit in 
allen EUMitgliedstaaten überprüfen • Deutsch 
als Arbeitssprache tatsächlich einsetzen 

Initiativ, Untersuchungs und Kontrollrecht 
des EP • Überprüfung der Rechtsstaatlichkeit 
• Weniger Geld für Mitgliedstaaten, die demo
kratische und rechtsstaatliche Prinzipien miss
achten • Fonds für europäische Grundwerte • 
Erweiterungspolitik bleibt wichtig, zuzüglich 
innere Reformen, um Handlungs fähigkeit si
cherzustellen • Perspektivisch: Wirtschaftsre
gierung für den EuroRaum • Mehrheitsprinzip 
verstärken • Verbindliches Lobby register für 
alle EUInstitutionen • Wahlrecht mit 16 Jahren 

Subsidiarität ausweiten oder mehr Autonomie 
und Souveränität der Regionen • Eigenes Initi
ativrecht fürs EP, das zudem gleichberechtigt 
mit dem Rat entscheiden können soll • Diskus
sion über Unionsmodelle in die Gesellschaft 
tragen • Statt Einstimmigkeitsprinzip überall 
Mehrheitsentscheidungen einführen • Verbind
liche Lobbyregister für alle EUInstitu tionen

Grundsatz der Subsidiarität gilt • Initiativrecht 
des EP, das innerhalb der WWU gleichberech
tigt zu Rat sowie Eurogruppe entscheiden kön
nen soll, Vorschlags, Wahl und Abwahlrecht 
der Kommission und deren Präsidenten aus
schließlich durchs EP, zahlreiche weitere Be
fugniserweiterungen für das EP • Gegen die 
EUNotifizierungsrichtlinie • Neustart für EU 
mit von Bürgern mitgestalteter neuer Verfas
sung • Verbindliche Lobby und Transparenz
register

Kompetenzverteilung nach dem Prinzip der 
Subsidiarität • Initiativfrist für Subsidiaritäts
rüge verlängern, Klagebefugnis der nationalen 
Parlamentskammern erweitern • EP mit einem 
festen Tagungsort und vollem Initiativrecht • 
Reduktion auf 18 Kommissare • Dezentral und 
bundesstaatlich verfasste EU mit eigener Ver
fassung • Mehr Möglichkeiten für unterschied
liche Tiefen und Geschwindigkeiten bei der 
Integration

Subsidiarität einzuhalten, wird in vielen Politik
feldern betont • Rechtsetzungskompetenz 
ausschließlich bei Nationalstaaten • Europa 
als Wirtschafts und Interessengemeinschaft 
souveräner Staaten • DEXIT als „letzte Option“ 
• EP abschaffen • Wiedereinführung nationa
ler Währungen • Verpflichtendes Lobbyregis
ter • Deutsch als Amtssprache Englisch und 
Französisch gleichstellen

Binnenmarkt Binnenmarkt stärken, u. a. indem bestehende 
Hindernisse schrittweise abgebaut werden

Bereitstellung öffentlicher Güter, z. B. Gesund
heitswesen, nicht dem Markt überlassen • 
Liberalisierung von Dienstleistungsmärkten 
und das damit verbundene Absenken von Qua
litätsstandards wird abgelehnt

Forderung einer EUStrategie zur Gemeinwohl
ökonomie

Öffentliche Daseinsvorsorge, z. B. Gesund
heitswesen, vor Liberalisierungsdruck der 
EUWirtschaftsintegration schützen

Vollendung des Binnenmarkts, Hauptfokus auf 
den Bereichen Digitales und Energie • Faire 
Wettbewerbsregeln, einschließlich fairer Chan
cen für den Mittelstand • Freizügigkeit und 
Dienstleistungsfreiheit für Freie Berufe sichern 
und erleichtern • Berücksichtigung der unter
schiedlichen nationalen freiberuflichen Rege
lungssysteme bei europäischen Rechtsakten 
• Bestehende Hürden für gemeinnützige Orga
nisationen abbauen

Ein möglichst ungehinderter Binnenmarkt mit 
fairem Wettbewerb • Bewahrung der Rechts
stellung der Freien Berufe

Verbraucher-
schutz

Grundstandards auch bei Verbraucherschutz Schaffung „echter“ sozialer Grundrechte eben
falls bezüglich Verbraucherschutz

Binnenmarkt so ausgestalten, dass auch die 
Rechte von Verbrauchern umfassend geschützt 
sind

Verbraucher würden durch Anerkennung (sämt
licher) Berufsqualifikationen von Fachkräften 
aus anderen EUStaaten geschützt • Verbrau
cher als Arbeitnehmer stärker entlasten und 
multinationale Konzerne stärker belasten

Verbraucherschutz auch im Dienstleistungs
binnenmarkt stärken • Verbraucher auf 
 Augenhöhe mit multinationalen Konzernen • 
Vollendung des digitalen Binnenmarkts zum 
Vorteil der Verbraucher

Deutsche Standards auch beim Verbraucher
schutz erhalten • Ziel mehr „aufgeklärte“ Ver
braucher • Für kollektive Rechtsschutzinstru
mente

Die Programme der Parteien zur Europawahl 2019 sind auf dem Markt. Das BFBTeam hat alle Kompendien der aktuell im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien genau durchgesehen. Sie unterscheiden sich in Umfang und Detailliertheit und werden nach
folgend auszugweise präsentiert. Mit der FDP und AfD adressieren zwei Parteien die Freien Berufe direkt. Und Letztere tritt zwar zur  Wahl an, fordert aber die Abschaffung des Europäischen Parlaments, also ebenjener Institution, um deren Mandate sie sich 
bewirbt.
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Datenschutz Abhör und manipulationssichere Datenkom
munikation • Einheitliche ITDatenstandards 
für alle digitalen Geräte • InnovationsBoard 
zur Anwendungsfreundlichkeit der DSGVO • 
Kompatible europäische und nationale Daten
systeme der Sicherheitsbehörden • Keine 
UploadFilter • Schutz der Unternehmen u. a. 
vor digitaler Spionage

Beschäftigtendatenschutz modernisieren • 
Aufbau europäischer CloudAnbieter • Euro
päische Regulierung von Medienplattformen 
und InformationsIntermediären • Europäi
sche DatenPools fördern • Für internationale 
Ethikstandards beim Einsatz von Algorithmen 
• ITSicherheit verbessern

Digitale Verbraucherrechte stärken • Beob
achtung, Konkretisierung, Verbesserung des 
modernen Datenschutzes in DSGVO • Evalu
ierung und Stärkung einer einheitlichen Daten
schutzaufsicht • Privatsphärenschutz bei 
mobilen Endgeräten • Keine Verwässerung 
oder Verzögerung der ePrivacyVerordnung • 
Verbindliche EndezuEndeVerschlüsselung • 
Produkthaftung für kommerzielle Hersteller 
von Software • Regulierter Einsatz von Algo
rithmen im Grundrechtsbereich, Transparenz, 
Diskriminierungsfreiheit beim Einsatz von 
Algorithmen, Entwicklung einer europäischen 
Digitalethik • Investitionen in Datenschutz
forschung und Anonymisierungstechnologien 
• Keine anlasslose Datensammlung und Vor
ratsdatenspeicherung sowie Kommunikations
überwachung • Europäisches Whistle blower
Schutzgesetz • Keine UploadFilter, sondern 
Pauschalabgabe für Onlineplattformen • Ver
pflichtende Mindeststandards für ITSicherheit

Keine verdachtsunabhängige Datenspeiche
rung • Kein Profiling • Beschränkung der 
 Erhebung, der Verarbeitung, des Teilens von 
personenbezogenen Daten in und zwischen 
europäischen und nationalen Behörden • 
Schärfere Bestrafung von Datenschutzverstö
ßen • Stärkung des Datenschutzbeauftragten 
• Internationales Datenschutzsystem schaf
fen • ePrivacyVerordnung: Stärkere Regu
lierung der privaten elektronischen Kommu
nikation • Vorratsdatenspeicherung und 
anlasslose Speicherung von Fluggastdaten 
beenden • Europäische OpenAccessInitia
tive durch offene Publikationsformen, Daten
bestände, sozial verantwortliche Lizenzie
rungspolitik • EUweit gesetzlich garan  
tierter Whistleblowerschutz • Keine Upload 
Filter

Garantie von Datensicherheit und Netzintegri
tät beim Aufbau moderner Datennetzwerke • 
Erforschung von Datenschutztechnologien und 
infrastruktur • Schutz vor nachrichtendienst
lichen Angriffen und Cyberattacken  verbessern 
• Diskriminierungsfreier Daten verkehr • Keine 
anlasslose Vor rats daten speicherung • Mehr 
Datensouveränität • Evaluierung und Weiter
entwicklung der DSGVO • Kein Netzwerk
durchsuchungsgesetz • Keine UploadFilter • 
Verbindliche europäische Mindeststandards 
für ITSicherheit und effektive Cybersicher
heitsstruktur koordiniert durch Europäische 
Agentur für Netz und Informationssicherheit 
(ENISA)

Sofortige Abschaffung der DSGVO • Maßnah
men zur Stärkung der informationellen Selbst
bestimmung • Einsatz leistungsfähiger Ver
schlüsselungstechniken • Mehraufwände aus 
datenschutzrechtlichen Anforderungen für den 
Mittelstand begrenzen • Kein Netzwerkdurch
suchungsgesetz • Keine UploadFilter • Stär
kung der ITSicherheit

Digitalisierung Aktive Gestaltung der Digitalisierung zum 
Wohle der Bürger und Unternehmen • Bei 
Umsetzung der EUUrheberrechtsrichtlinie 
Meinungsvielfalt, Urheberschutz und Rechts
sicherheit zusammenbringen • An europäi
schem Mobilfunknetz 5G arbeiten • In KI 
inves tieren • Deutschland und Europa zu 
 führenden KIStandorten machen • Digitaler 
 Binnenmarkt: Schaffung eines digitalen, zu
kunftsfähigen Wirtschaftsraums • Digitale 
Weltmarktführer strategisch fördern • Europä
ische Digitalplattform für smarte Anwendun
gen und KI einrichten • Europäische Digital
bibliothek errichten

Gemeinwohlorientierte Digitalisierungsför
derung • Zugang zu schnellem Internet und 
Mobilfunk schaffen • Europäischen Innova
tionsrat einrichten, um „bahnbrechende“ Ideen 
zu fördern • Intelligente und konsequente 
Regulierung • „Massive“ europäische Investi
tionen in Zukunftstechnologien • Forschungs
zusammenarbeit bei KI stärken • Europäische 
Alternativen der „dominierenden“ Plattform
unternehmen aufbauen • Europäische Cloud 
für offene Wissenschaft, Zivilgesellschaft, For
schung und Entwicklung der Wirtschaft

Digitale Welt „zivilisieren“ • EU soll KMU mit 
unbürokratischen Beratungsangeboten oder 
Förderprogrammen unterstützen • Flächen
deckende digitale Infrastruktur • EUFor
schungsprogramme für „bahnbrechende“ digi
tale Technologien stärken • „Echte“ Netz  
neutralität • Mit Digitalisierung Ökonomie und 
Ökologie zusammenführen • Neue Sozial
abgaben und Besteuerungsmodelle für Wert
schöpfung durch Maschinen und Algorithmen 
entwickeln • Pauschalabgabe für OnlinePlatt
formen • OpenAccessPublikationen gezielt 
fördern

Digitale Teilhabe sichern • Digitalisierungs
strategie für Europa • Flächendeckender Aus
bau des 5GNetzes • Netzneutralität durch 
europäische Aufsicht sichern • Förderpro
gramm „Digital Europe“ mit starken gesell
schaftspolitischen Leitplanken und öffent
licher Kontrolle bei der Vergabe

Breitbandausbau, hochleistungsfähige und 
europäische Glasfaserinfrastruktur • „Sonder
wirtschaftszonen“ für digitale Ausgründungen 
von Unternehmen, Startups und Spinoffs • 
Europäische Agentur für Sprunginnovationen 
• EUweite digitale Verwaltung

Kritik an Reform des Urheberrechts • Stär
kung europäischer ITKompetenzen im Rahmen 
von Forschungs und Entwicklungsprojekten • 
Keinen völlig digitalisierten Unterricht in der 
Schule

Bildung Duales System der beruflichen Bildung als Er
folgs und Exportmodell bewerben • Ausbil
dungsgarantie für Jugendliche und Beschäfti
gungsinitiativen für junge Menschen fortführen 
• Mittel für Erasmus+ deutlich erhöhen • 
Europäischen Bildungsraum umsetzen und 
europaweite Anerkennung von Bildungsab
schlüssen • Europäische Hochschulnetzwerke 
unterstützen • Exzellente europäische Univer
sitäten gezielt fördern • Lebensbegleitendes 
Lernen, Weiterbildung und berufliche Fortbil
dung fördern • Vor allem Jugendlichen Unter
nehmertum und Unternehmergeist vermitteln

Duale Ausbildung mit Mindeststandards für 
eine moderne Berufsausbildung stärken • 
Ausbildungsplatzgarantie für unter 25Jährige, 
dafür Mittel der Jugendgarantie aufstocken • 
Europäischer Korridor für Mindestausbildungs
vergütung • Erasmus+ deutlich erhöhen, be
darfsgerecht ausstatten und ausbauen • 
Standardmäßige automatische Anerkennung 
von Qualifikationen • Keine Entwertung be
stehender Berufsqualifikationen • Recht auf 
Weiterbildung und Qualifizierung • Entwick
lung der BolognaKonferenz zur Europäischen 
Hochschulkonferenz • Schaffung europäi
scher Hochschulen

Europäische Jugendgarantie weiterentwickeln 
• Erasmus+ massiv ausbauen, für Schüler, 
Auszubildende und Studierende • Recht auf 
Weiterbildung und lebenslanges Lernen euro
päisch verankern • Anerkennung von Bil
dungs und Berufsabschlüssen sowie Fort 
und Weiterbildungen innerhalb Europas ver 
 bessern • Arbeitnehmerfreizügigkeit auch für 
Migranten aus Drittstaaten stärken • Neue 
europäische Arbeitsbehörde unterstützen • 
Europäische Aus und Weiterbildungspro
gramme stärken • EUBildungsfonds für von 
Bildung Ausgeschlossene einrichten, daraus 
Stipendien vergeben • Freien Zugang zu qua
litativ hoch wertiger Bildung EUweit garan
tieren

Mittel für Jugendgarantie erhöhen • Erasmus+ 
Mittel verzehnfachen • Recht auf Bildung und 
Ausbildung sichern und mit EU Mitteln fördern 
• In Bildung und Weiterbildung investieren • 
Gebührenfreie Bildung und Ausbildung von der 
Kita bis zur Hochschule für alle • Europäische 
Arbeitsbehörde stärken • Bessere Anerken
nung der Qualifikationen und Abschlüsse von 
NichtEUBürgern • Mittel für die Beschäfti
gungsinitiative sowie für die  Unterstützung von 
KMU im Rahmen des Programms COSME 
 verdoppeln • Abschaffung von Studiengebüh
ren • EUweite Zugangsmöglichkeiten zum 
Studium für Menschen ohne Abitur verbessern 
• Reform des BolognaSystems, das die Stu
diengänge verschult hat

Bildungsfreizügigkeit als neue Grundfreiheit • 
Bessere Mobilität bei Bildung und Forschung 
• Europäische Werte, Kultur und Geschichte 
als Bestandteil im Bildungskanon aller Bil
dungsformen • Mehr europäische Bildungs
angebote, auch in Schule und Berufsbildung • 
Jugendgarantie fördern • Erasmus+ ausweiten 
•Gemeinsamen Berufsausbildungsmarkt eta
blieren • Anerkennung von Bildungsabschlüs
sen, Ausbildungen, Praktika und Traineezeiten 
verbessern • Europäische Ausbildungsagen
tur gründen • Einrichtung digitaler Bildungs
plattformen • Ausbau grenzüberschreitender 
Hochschulnetzwerke • Neue Dynamik für 
Bologna, etwa durch umfangreichere gegen
seitige Anerkennung von Studienmodulen und 
abschlüssen

Deutsches System der dualen Ausbildung als 
Vorbild • Bildungspolitik als nationale Kompe
tenz • Nationale und regionale Qualitätsstan
dards schützen, auch Ausbildungsstandards • 
Prüfung von im Ausland erworbenen Qualifi
kationen am Arbeitsort nach nationalen Stan
dards • Anerkennung ausländischer Ab
schlüsse Nationalstaaten vorbehalten • Keine 
Weiterentwicklung von Bologna • Wiederein
führung der Diplom und Magisterstudien
gänge • Duales Studium stärken • Stärkung 
der Autonomie der Hochschulen • Recht der 
Hochschulen, Bewerber durch Aufnahmeprü
fungen auszuwählen • Erhöhung der Akade
mikerquote nach Strategie „Europa 2020“ 
wird abgelehnt
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tierter Whistleblowerschutz • Keine Upload 
Filter

Garantie von Datensicherheit und Netzintegri
tät beim Aufbau moderner Datennetzwerke • 
Erforschung von Datenschutztechnologien und 
infrastruktur • Schutz vor nachrichtendienst
lichen Angriffen und Cyberattacken  verbessern 
• Diskriminierungsfreier Daten verkehr • Keine 
anlasslose Vor rats daten speicherung • Mehr 
Datensouveränität • Evaluierung und Weiter
entwicklung der DSGVO • Kein Netzwerk
durchsuchungsgesetz • Keine UploadFilter • 
Verbindliche europäische Mindeststandards 
für ITSicherheit und effektive Cybersicher
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(ENISA)
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Soziale 
  Sicherung & 
 Arbeitsmarkt

Bei sozialer Sicherheit auf Grundstandards 
konzentrieren, Mitgliedstaaten bleiben für 
 sozia le Sicherungssysteme, Mindestlohn, 
Altersvor sorge verantwortlich • Keine gemein
same Arbeits losenversicherung • Pro ge
plante Europäische Arbeitsagentur • Verant
wortung für Arbeitsmarktpolitik bei Mit glied 
staaten

Rahmen für armutsfeste Mindestlöhne, 
12 Euro in Deutschland, länderspezifisch an
dernorts • Mindeststandards für nationale 
Grundsicherungssysteme in allen EUStaaten 
• Standard für die Mindestvergütung So
loSelbstständiger • Für europäische Säule 
sozia ler Rechte • EUMitgliedstaaten sollen 
mittel bis langfristig das Schutzniveau ihrer 
Arbeitslosen, Renten und Kran ken ver si che
rungs systeme angleichen • Europäischen 
Fonds für die Finanzierung von Sozialleis
tungen wie Arbeitslosenversicherung • KSK 
analoge Absicherung von Künstlern in ganz 
 Euro pa • Europäisches Konzept gegen Fach
kräftemangel mit deutscher Regelung als Vor
lage • Vereinfachung und Vereinheitlichung 
der Regeln für Zuwanderung von außereuro
päischen Arbeitnehmern • Umsetzung der 
EURichtlinie zur besseren Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf

Finanzsektor und digitale Wirtschaft an der 
Finanzierung öffentlicher Aufgaben beteiligen 
• Europäischer Rahmen für eine Grundsiche
rung in allen Mitgliedstaaten • EUweiter, 
länder spezifischer Mindestlohn • Europäische 
BasisArbeitslosenversicherung • Europäi
sches und zukunftsfestes Urheberrecht, das 
Interessen von Verbrauchern, Verwertern und 
Urhebern ausgleicht und Künstler finanziell 
absichert • Arbeitsmarkt und Sozialpolitik für 
Kreative und Künstler

Verbindliche europäische Mindestlohnrege
lung – 12 Euro in Deutschland, länderspezi
fisch andernorts • Standard für die Mindest
vergütung SoloSelbstständiger • Europäische 
Säule sozialer Rechte stärken • Soziale Ab
sicherung für Beschäftige europaweit garan
tieren • Europäische Arbeitslosenversiche
rung mit SolidarFonds, um Sozial und 
Arbeits losensysteme eines Krisenlandes zu 
stützen • Zukunftsfestes Urheberrecht soll 
angemessene Vergütung für Künstler und Kul
turschaffende sicherstellen • Gemeinsamer 
europäischer Arbeitsmarkt, Stärkung der Euro
päischen Arbeitsbehörde • Ausnahmen der 
Entsenderichtlinie abschaffen • Gemeinsame 
Mindeststandards und einklagbare Rechte 
für Beschäftigte • EUweite wöchentliche 
Höchstarbeitszeit von 40 Stunden • Verpflich
tendes öffentliches Beschäftigungsprogramm 
und Arbeitszeitverkürzung ab fünf Prozent 
 Erwerbslosenquote

Arbeitsmarkt und Sozialpolitik Mitgliedstaa
ten überlassen • Keine Transferunion • Keine 
europäische Arbeitslosenversicherung • 
Keine Kompetenzausweitung für die EU bei 
europäischer Säule sozialer Rechte • Schutz 
für geistiges Eigentum und faire Entlohnung 
der Urheber • Zusammenarbeit der natio
nalen Arbeitsagenturen insbesondere im Be
reich des Berufseinstiegs • Effektive und effi
ziente Steuerung der Fachkräfteeinwanderung 
nach europäischen Kriterien • Gezielte An
werbung von Fachkräften aus Drittstaaten 
nach krite rienbasiertem Punktesystem • Ent
bürokratisierung des Fachkräfteaustausches 
zwischen und innerhalb der Unternehmen 
durch Visaerleichterung • Erleichterter Zu
gang zu Arbeitsmärkten anderer EULänder

Keine europäische Sozialunion • Keine Verein
heitlichung von Sozialsystemen • Keine euro
päische Arbeitslosenversicherung • Keine 
Europäische Arbeitsagentur • Zuwanderung 
von Fachkräften an jeweiligem Arbeitsmarkt 
orientieren • Kontrolle des Entsendegesetzes 

Steuern Steuerfairness auch der digitalen Wirtschaft • 
EUweit und international abgestimmte Lösun
gen auf Basis einer virtuellen Betriebsstätte • 
Gemeinsame KörperschaftsteuerBemessungs
grundlage, unter Berücksichtigung der Beson
derheiten der deutschen Unternehmensland
schaft und besteuerung • Steuerschlupflöcher 
schließen • Finanztransaktionsteuer

Einstimmigkeitsprinzip in Steuerfragen ab
schaffen • Körperschaftsteuern angleichen • 
Mindeststeuersätze einführen • Digitale Wirt
schaft gerecht besteuern • Kampf gegen 
Steuerflucht verschärfen, etwa durch automa
tische Meldepflichten für Banken • Vermei
dung internationaler Steuergestaltung •  
Finanztransaktionssteuer

Europäische Unternehmensmindeststeuer • 
Am Umsatz orientierte europäische Digital
steuer • Steuerflucht durch Gewinnverlage
rung vermeiden • Finanztransaktionssteuer

EUweiter Mindeststeuersatz für Unternehmen 
• Kampf gegen Steuerflucht verschärfen etwa 
durch automatische Meldepflichten für Ban
ken • Steueroasen innerhalb und außerhalb 
der EU austrocknen • Digitalunternehmen in 
selber Höhe wie andere Unternehmen besteu
ern • Finanztransaktionssteuer von 0,1 Pro
zent

Wettbewerbsverzerrende Praktiken durch 
Steuervergünstigungen konsequent verfolgen 
• Einheitliche Bemessungsgrundlage für Kör
perschaftsteuer, keine TaxDeals • Diskussion 
über angemessene Besteuerung der digitalen 
Wirtschaft auf OECD/G20Ebene fortführen 
• Umsatzsteuersystem vereinfachen

Keine Harmonisierung von Unternehmens
steuern • Nationale Steuerhoheit als Wett
bewerbsinstrument • Finanztransaktions
steuer mit globalem Ansatz

Verschiedenes Meisterbrief als Vorbild nehmen • Bürokratie
abbau via „One in, one out“Regel, für einen 
europäischen NKR • Diskontinuitätsprinzip • 
Europäischen Zukunftsfonds zur Startup 
Finanzierung auflegen • Einheitliche europäi
sche StartupDefinition festsetzen

EUVergaberecht soll Tariftreue und die Einhal
tung von Arbeitnehmerrechten stärker berück
sichtigen

Unternehmen mit Gemeinwohlorientierung mit 
Kennzeichnung stärken und bei öffentlichen 
Aufträgen bevorzugen • Gründerförderung 
durch einen StartupPass, um an Förderpro
grammen teilzunehmen, und durch Startup
Visa • Schwellenwerte im Vergaberecht er
höhen, kleinen, lokalen Anbietern bei Aus  
schreibungen helfen

Kriterien für EUVergaberecht sollen sein: Tarif
treue, ökologisch verträgliches sowie regiona
les Wirtschaften und Vergabemindestlohn von 
12 Euro

„One in, two out“Regel • Gesetze und Ver
ordnungen mit Auslaufklausel • Europäische 
Rahmenbedingungen für Startups und Grün
der verbessern • Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen an Startups durch eine Anpassung 
des Vergaberechts erleichtern • Schaffung 
eines europäischen Vereinsrechts • Verzicht 
auf A1Bescheinigungen bei Dienstreisen von 
bis zu 14 Tagen

Wiedereinführung der Meisterpflicht • Über
prüfung der EUVergaberichtlinie unter Ent
büro kratisierungsaspekten

THEMA: EUROPAWAHL 2019
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